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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Gliederung

Artikel I	 Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften
	 § 1	 Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
		  Überleitungsfassung für Berlin	
	 § 2	 Änderung des Landesbesoldungsgesetzes
Artikel II	 Berliner Besoldungsüberleitungsgesetz (BerlBesÜG)
	 § 1	 Geltungsbereich
	 § 2	 Zuordnung zu den Stufen und Überleitungsstufen 
		  des Grundgehaltes in den Besoldungsgruppen der 
		  Besoldungsordnungen A
	 § 3	 Aufstieg bei Zuordnung zu einer Stufe des Grund- 
		  gehaltes oder zu einer Überleitungsstufe des 
		  Grundgehaltes in den Besoldungsgruppen der Be- 
		  soldungsordnungen A
	 § 4	 Verzögerung des Aufstiegs, Ruhen
	 § 5	 Zuordnung zu den Stufen und Überleitungsstufen 
		  des Grundgehaltes in den Besoldungsgruppen R 1 
		  und R 2
	 § 6	 Aufstieg bei Zuordnung zu einer Stufe des Grund- 
		  gehaltes oder zu einer Überleitungsstufe des 
		  Grundgehaltes in den Besoldungsgruppen R 1 und 
		  R 2	
	 § 7	 Verzögerung des Aufstiegs, Ruhen für die Besol- 
		  dungsgruppen R 1 und R 2
Artikel III	 Änderung des Landesbeamtengesetzes
Artikel IV	 Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes
Artikel V	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten	

Artikel I
Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften

§ 1
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

in der Überleitungsfassung für Berlin 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Überleitungsfassung für Ber-
lin nach Artikel III § 1 des Gesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. 
S. 266), das durch Artikel III § 3 des Gesetzes vom 21. Juni 2011 
(GVBl. S. 266) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 20 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
In Satz 1 werden die Wörter „der Beamten und Soldaten“ 
durch die Wörter „der Beamten“ ersetzt. 

b)	 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die Grundgehaltssätze der Besoldungsgruppen der Besol-
dungsordnungen A sind in der Anlage 1 des Berliner Besol-
dungsneuregelungsgesetzes vom 29. Juni 2011 (GVBl. 
S. 306) und die Grundgehaltssätze der Besoldungsgruppen 
der Besoldungsordnungen B in der Anlage 15 Nummer 2 
des Gesetzes zur Besoldungs- und Versorgungsanpassung 
für Berlin 2010/2011 vom 8. Juli 2010 (GVBl. S. 362, 2011 

S. 158) ausgewiesen.“
c)	 Absatz 3 wird aufgehoben. 

2.	 § 27 wird wie folgt gefasst: 

„§ 27
Bemessung des Grundgehaltes 

(1) Das Grundgehalt wird, soweit die Besoldungsordnungen 
nichts anderes vorsehen, nach Stufen (Erfahrungsstufen) bemes-
sen. Der Aufstieg in eine nächsthöhere Stufe erfolgt nach Erfah-
rungszeiten. 

(2) Mit der ersten Ernennung mit Anspruch auf Dienstbezüge 
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes wird ein Grundgehalt 
der Stufe 1 festgesetzt, soweit nicht nach § 28 Absatz 1 Zeiten 
anerkannt werden. Die Stufe wird durch schriftlichen Verwal-
tungsakt mit Wirkung vom Ersten des Monats festgesetzt, in 
dem die Ernennung wirksam wird. Die Sätze 1 und 2 gelten ent-
sprechend bei Versetzung, Übernahme, Übertritt oder einer an-
deren statusrechtlichen Änderung. 

(3) Das Grundgehalt steigt nach Erfahrungszeiten von zwei 
Jahren in der Stufe 1, von jeweils drei Jahren in den Stufen 
2 bis 4 und von jeweils vier Jahren in den Stufen 5 bis 7. Abwei-
chend von Satz 1 beträgt die Erfahrungszeit für Beamte in den 
Besoldungsgruppen A 4 bis A 7 in den Stufen 2 bis 4 jeweils 
zwei Jahre und für Beamte in den Besoldungsgruppen A 4 bis 
A 8 in den Stufen 5 bis 7 jeweils drei Jahre. Zeiten ohne An-
spruch auf Dienstbezüge verzögern den Aufstieg um diese Zei-
ten, soweit in § 28 Absatz 2 nicht etwas anderes bestimmt ist. 
Die Zeiten sind auf volle Monate abzurunden. 

(4) Bei dauerhaft herausragenden Leistungen kann für Beam-
te der Besoldungsordnungen A die nächst höhere Erfahrungsstu-
fe als Grundgehalt vorweg festgesetzt werden (Leistungsstufe). 
Die Zahl der in einem Kalenderjahr bei einem Dienstherrn ver-
gebenen Leistungsstufen darf 15 vom Hundert der Zahl der bei 
dem Dienstherrn vorhandenen Beamten der Besoldungsordnun-
gen A, die das Endgrundgehalt noch nicht erreicht haben, nicht 
übersteigen. Wird festgestellt, dass die Leistung des Beamten 
nicht den mit dem Amt verbundenen durchschnittlichen Anfor-
derungen entspricht, verbleibt er in seiner bisherigen Erfah-
rungsstufe, bis seine Leistung ein Aufsteigen in die nächst höhe-
re Erfahrungsstufe rechtfertigt. Eine darüber liegende 
Erfahrungsstufe, in der er sich ohne Hemmung des Aufstiegs 
inzwischen befinden würde, darf frühestens nach Ablauf eines 
Jahres als Grundgehalt festgesetzt werden, wenn in diesem Zeit-
raum anforderungsgerechte Leistungen erbracht worden sind. 
Der Senat von Berlin wird ermächtigt, zur Gewährung von Leis-
tungsstufen und zur Hemmung des Aufstiegs in den Erfahrungs-
stufen nähere Regelungen durch Rechtsverordnung zu treffen.

(5) Absatz 4 gilt nicht für Beamte im Beamtenverhältnis auf 
Probe nach § 97 des Landesbeamtengesetzes vom 19. März 
2009 (GVBl. S. 70), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes 
vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266) geändert worden ist. Die Ent-
scheidung über die Gewährung einer Leistungsstufe oder über 
die Hemmung des Aufstiegs trifft die zuständige oberste Dienst-
behörde oder die von ihr bestimmte Stelle. Die Entscheidung ist 
dem Beamten schriftlich mitzuteilen. Widerspruch und Anfech-
tungsklage haben keine aufschiebende Wirkung.

(6) Der Beamte verbleibt in seiner bisherigen Stufe, solange 
er vorläufig des Dienstes enthoben ist. Führt ein Disziplinarver-

Gesetz
zur Besoldungsneuregelung für das Land Berlin 

(Berliner Besoldungsneuregelungsgesetz – BerlBesNG)
Vom 29. Juni 2011

305_328_GVBl_2011_17.indd   306 06.07.11   11:41



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      67. Jahrgang      Nr. 17       9. Juli 2011 307

fahren nicht zur Entfernung aus dem Dienst oder endet das 
Dienstverhältnis nicht durch Entlassung auf Antrag des Beamten 
oder infolge strafgerichtlicher Verurteilung, so regelt sich das 
Aufsteigen im Zeitraum seiner vorläufigen Dienstenthebung 
nach Absatz 3.“ 

3.	 § 28 wird wie folgt gefasst: 

„§ 28
Berücksichtigungsfähige Zeiten 

(1) Bei der ersten Stufenfestsetzung werden den Beamten im 
Sinne des § 27 Absatz 2 anerkannt: 
1.	 Zeiten einer gleichwertigen hauptberuflichen Tätigkeit, die 

nicht Voraussetzung für die Zulassung zur Laufbahn sind, 
im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 29) 
oder im Dienst von öffentlich-rechtlichen Religionsgesell-
schaften und ihren Verbänden,

2.	 Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz wegen wehr-
dienst- oder zivildienstbedingter Verzögerung des Beginns 
eines Dienstverhältnisses auszugleichen sind, 

3.	 Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabilitierungs-
gesetz, soweit eine Erwerbstätigkeit, die einem Dienst bei 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 29) entspricht, 
nicht ausgeübt werden konnte, 

4.	 Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu einem Jahr für jedes 
Kind und

5.	 Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutach-
ten pflegebedürftigen nahen Angehörigen (Eltern, Schwie-
gereltern, Ehegatten, Geschwistern oder Kindern) bis zu ei-
nem Jahr für jeden nahen Angehörigen.

Weitere hauptberufliche Zeiten, die nicht Voraussetzung für den 
Erwerb der Laufbahnbefähigung sind, können ganz oder teil-
weise anerkannt werden, soweit diese für die dienstliche Ver-
wendung des Beamten förderlich sind. Zeiten nach Satz 1 Num-
mer 1 bis 3 und Satz 2 werden durch Unterbrechungszeiten nach 
Absatz 2 nicht vermindert. In besonderen Einzelfällen, insbe-
sondere zur Deckung des Personalbedarfs, können Zeiten zum 
Erwerb zusätzlicher Qualifikationen, die nicht im Rahmen der 
hauptberuflichen Zeiten erworben wurden, als Erfahrungszeiten 
im Sinne von § 27 Absatz 2 anerkannt werden. Die Entschei-
dung nach den Sätzen 2 und 4 (zusätzliche Qualifikation) trifft 
die zuständige oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimm-
te Stelle. Die Zeiten nach den Sätzen 1, 2 und 4 werden auf 
volle Monate aufgerundet; eine mehrfache Anerkennung für 
denselben Zeitraum erfolgt nicht. 

(2) Abweichend von § 27 Absatz 3 Satz 3 wird der Aufstieg in 
den Stufen durch folgende Zeiten nicht verzögert:
1.	 Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes 

Kind,
2.	 Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutach-

ten pflegebedürftigen nahen Angehörigen (Eltern, Schwie-
gereltern, Ehegatten, Geschwistern oder Kindern) bis zu 
drei Jahren für jeden nahen Angehörigen,

3.	 Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, die nach ge-
setzlichen Bestimmungen dienstlichen Interessen dient; dies 
gilt auch, wenn durch die oberste Dienstbehörde oder die 
von ihr bestimmte Stelle schriftlich anerkannt ist, dass der 
Urlaub dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen 
dient, 

4.	 Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz nicht zu 
dienstlichen Nachteilen führen dürfen und 

5.	 Zeiten einer Eignungsübung nach dem Eignungsübungsge-
setz.

(3) Zeiten, die nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 und 2 des Bun-
desbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin 
nach Artikel III § 1 des Gesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. 
S. 266), das durch Artikel III § 3 des Gesetzes vom 21. Juni 2011 

(GVBl. S. 266) geändert worden ist, in der bis zum 31. Juli 2011 
geltenden Fassung oder nach entsprechendem Bundes- oder 
Landesrecht berücksichtigt wurden, werden auf die Zeiten nach 
Absatz 2 Nummer 1 und 2 angerechnet.

(4) Die Anerkennung der berücksichtigungsfähigen Zeiten ist 
dem Beamten durch schriftlichen Verwaltungsakt mitzuteilen. 

(5) Die Laufbahnordnungsbehörden werden ermächtigt, im 
Einvernehmen mit der für das Besoldungsrecht zuständigen Se-
natsverwaltung jeweils für ihren Bereich durch Rechtsverord-
nung in den in Absatz 1 Satz 2 und 4 genannten Fällen nähere 
Regelungen zu treffen.“

4.	 § 29 wird wie folgt geändert:
In Absatz 1 werden die Wörter „das Reich,“ gestrichen.

5.	 § 30 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Für die Gleichstel-

lung von Bezügen nach § 28 Absatz 2 Satz 4“ durch die 
Wörter „Für die Stufenfestsetzung nach § 28 Absatz 1“ er-
setzt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
In Satz 2 werden die Wörter „der Beamte oder Soldat“ durch 
die Wörter „der Beamte“ ersetzt. 

6.	 § 37 wird wie folgt geändert: 
a)	 Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Ämter der Richter und Staatsanwälte und ihre Besol-
dungsgruppen sind in der Landesbesoldungsordnung R (An-
lage IV des Landesbesoldungsgesetzes) geregelt. Die 
Grundgehaltssätze der Besoldungsgruppen sind in Anlage 2 
des Berliner Besoldungsneuregelungsgesetzes vom 29. Juni 
2011 (GVBl. S. 306) ausgewiesen.“

b)	 Absatz 2 wird aufgehoben.
7.	 § 38 wird wie folgt gefasst: 

„§ 38
Bemessung des Grundgehaltes 

(1) Das Grundgehalt der Richter und Staatsanwälte wird, so-
weit die Besoldungsordnung nicht feste Gehälter vorsieht, nach 
Stufen bemessen. Der Aufstieg in eine nächsthöhere Stufe er-
folgt nach Erfahrungszeiten. 

(2) Mit der ersten Ernennung mit Anspruch auf Dienstbezüge 
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes wird grundsätzlich ein 
Grundgehalt der Stufe 1 festgesetzt, soweit nicht nach § 38a Ab-
satz 1 Zeiten anerkannt werden. Die Stufe wird durch schriftli-
chen Verwaltungsakt mit Wirkung vom ersten Tag des Monats 
festgesetzt, in dem die Ernennung wirksam wird.

(3) Das Grundgehalt steigt nach Erfahrungszeiten von drei 
Jahren in der Stufe 1, von jeweils zwei Jahren in den Stufen 2 bis 
4 und von jeweils drei Jahren in den Stufen 5 bis 7. Zeiten ohne 
Anspruch auf Dienstbezüge verzögern den Aufstieg um diese 
Zeiten, soweit in § 38a Absatz 2 nicht etwas anderes bestimmt 
ist. Die Zeiten sind auf volle Monate abzurunden.

(4) Der Anspruch auf das Aufsteigen in den Stufen ruht für die 
Dauer einer vorläufigen Dienstenthebung. Führt ein Disziplinar-
verfahren zur Entfernung aus dem Dienst oder endet das Dienst-
verhältnis durch Entlassung auf Antrag des Richters oder des 
Staatsanwaltes oder infolge strafgerichtlicher Verurteilung, so 
erlischt der Anspruch für die Zeit des Ruhens.“ 

8.	 Nach § 38 wird folgender § 38a eingefügt: 

„§ 38a
Berücksichtigungsfähige Zeiten

(1) Bei der ersten Stufenfestsetzung werden den Richtern und 
Staatsanwälten als Erfahrungszeiten im Sinne des § 38 Absatz 3 
anerkannt: 
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§ 2
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

Das Landesbesoldungsgesetz in der Fassung vom 9. April 1996 
(GVBl. S. 160, 2005 S. 463), das zuletzt durch Artikel III des Geset-
zes vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1.	 In § 3 Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „drei“ durch das Wort 

„zwei“ ersetzt.
2.	 In Anlage I (Landesbesoldungsordnungen A und B) wird die 

Landesbesoldungsordnung B wie folgt geändert:
In der Besoldungsgruppe B 3 wird bei der Amtsbezeichnung 
„Erster Direktor beim Polizeipräsidenten“ der Funktionszusatz 
„– als Leiter der Zentralen Serviceeinheit –“ angefügt.

3.	 Anlage IV (Landesbesoldungsordnung R) wird wie folgt geän-
dert:
a)	 Die Besoldungsgruppe R 3 wird wie folgt geändert:

aa)	Nach der Amtsbezeichnung „Vizepräsident des Amtsge-
richts 2)“ wird die Amtsbezeichnung „Vizepräsident des 
Arbeitsgerichts 2)“ eingefügt.

bb)	Nach der Amtsbezeichnung „Vizepräsident des Ober-
verwaltungsgerichts 3)“ wird die Amtsbezeichnung „Vi-
zepräsident des Sozialgerichts 2)“ eingefügt.

b)	 Die Besoldungsgruppe R 5 wird wie folgt geändert:
aa)	Nach der Amtsbezeichnung „Präsident des Amtsge-

richts 1)“ wird die Amtsbezeichnung „Präsident des Ar-
beitsgerichts 1)“ eingefügt.

bb)	Nach der Amtsbezeichnung „Präsident des Oberverwal-
tungsgerichts 2)“ wird die Amtsbezeichnung „Präsident 
des Sozialgerichts 1)“ eingefügt.

Artikel II
Berliner Besoldungsüberleitungsgesetz 

(BerlBesÜG) 

§ 1
Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für die Beamtinnen und Beamten und Richte-
rinnen und Richter des Landes sowie für die Beamtinnen und Beam-
ten der landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts, soweit sie am 1. August 2011 und am 
Vortag den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A oder 
den Besoldungsgruppen R 1 oder R 2 der Besoldungsordnung R des 
Landesbesoldungsgesetzes in der Fassung vom 9. April 1996 (GVBl. 
S. 160, 2005 S. 463), das zuletzt durch Artikel I § 2 des Gesetzes 
vom 29. Juni 2011 (GVBl. S. 306) geändert worden ist, oder des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin 
nach Artikel III § 1 des Gesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266), 
das zuletzt durch Artikel I § 1 des Gesetzes vom 29. Juni 2011 
(GVBl. S. 306) geändert worden ist, angehören.

§ 2
Zuordnung zu den Stufen und 

Überleitungsstufen des Grundgehaltes 
in den Besoldungsgruppen 

der Besoldungsordnungen A 

(1) Beamtinnen und Beamte werden am 1. August 2011 auf der 
Grundlage des am 31. Juli 2011 maßgeblichen Amtes mit dem 
Grundgehalt, das ihnen gemäß dem Gesetz zur Besoldungs- und 
Versorgungsanpassung für Berlin 2010/2011 vom 8. Juli 2010 
(GVBl. S. 362, 2011 S. 158) am 1. August 2011 zustehen würde, 
nach Maßgabe der folgenden Absätze den Stufen oder Überleitungs-
stufen des Grundgehaltes der Anlage 3 des Berliner Besoldungsneu-
regelungsgesetzes vom 29. Juni 2011 (GVBl. S. 306) zugeordnet. 
Satz 1 gilt entsprechend für Beurlaubte ohne Anspruch auf Dienst-

1.	 Zeiten einer nach dem Erwerb der Befähigung zum Richter-
amt aufgenommenen beruflichen juristischen Tätigkeit im 
Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 29) oder 
im Dienst von öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaf-
ten und ihren Verbänden,

2.	 Zeiten einer Tätigkeit als Rechtsanwalt, Notar oder als As-
sessor bei einem Rechtsanwalt oder Notar oder Zeiten einer 
nach dem Erwerb der Befähigung zum Richteramt aufge-
nommenen beruflichen juristischen Tätigkeit bei einem pri-
vatrechtlichen Arbeitgeber bis zu zehn Jahren,

3.	 Zeiten einer Tätigkeit in einem anderen Beruf und die Zeiten 
der außer der allgemeinen Schulbildung für einen solchen 
Beruf vorgeschriebenen Ausbildung, wenn während dieser 
Zeiten für die Ausübung des Richteramts förderliche Kennt-
nisse oder Erfahrungen erworben werden konnten oder die 
Tätigkeit für den Erwerb der nach § 9 Nummer 4 des Deut-
schen Richtergesetzes notwendigen sozialen Kompetenz 
förderlich sein konnte, bis zu fünf Jahren,

4.	 Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz wegen wehr-
dienst- oder zivildienstbedingter Verzögerung des Beginns 
eines Dienstverhältnisses auszugleichen sind,

5.	 Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabilitierungs-
gesetz, soweit eine Erwerbstätigkeit, die einem Dienst bei 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 29) entspricht, 
nicht ausgeübt werden konnte,

6.	 Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu einem Jahr für jedes 
Kind und

7.	 Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutach-
ten pflegebedürftigen nahen Angehörigen (Eltern, Schwie-
gereltern, Ehegatten, Geschwistern oder Kindern) bis zu ei-
nem Jahr für jeden nahen Angehörigen.

(2) Abweichend von § 38 Absatz 3 Satz 2 wird der Aufstieg in 
den Stufen durch folgende Zeiten nicht verzögert:
1.	 Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes 

Kind,
2.	 Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutach-

ten pflegebedürftigen nahen Angehörigen (Eltern, Schwie-
gereltern, Ehegatten, Geschwistern oder Kindern) bis zu 
drei Jahren für jeden nahen Angehörigen,

3.	 Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, die nach ge-
setzlichen Bestimmungen dienstlichen Interessen dient; dies 
gilt auch, wenn durch die oberste Dienstbehörde oder die 
von ihr bestimmte Stelle schriftlich anerkannt ist, dass der 
Urlaub dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen 
dient,

4.	 Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz nicht zu 
dienstlichen Nachteilen führen dürfen und

5.	 Zeiten einer Eignungsübung nach dem Eignungsübungsge-
setz.

(3) Zeiten, die nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 und 2 des Bun-
desbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin in 
der bis zum 31. Juli 2011 geltenden Fassung oder nach entspre-
chendem Bundes- oder Landesrecht berücksichtigt wurden, 
werden auf die Zeiten nach Absatz 2 Nummer 1 und 2 angerech-
net.“

9.	 In Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A und B) wird die 
Bundesbesoldungsordnung A wie folgt geändert:
In der Besoldungsgruppe A 13 wird unter der Amtsbezeichnung 
„Lehrer“ der zweite Spiegelstrich wie folgt gefasst:
„–	 mit fachwissenschaftlicher Ausbildung in zwei  

Fächern –  10)“
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der am 1. August 2011 geltenden Fassung, soweit diese nicht bereits 
nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 und 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
in der Überleitungsfassung für Berlin in der bis zum 31. Juli 2011 
geltenden Fassung oder nach entsprechendem Bundes- oder Landes-
recht berücksichtigt wurden. Die Zeiten sind auf volle Monate abzu-
runden. 

(2) Der Beamte verbleibt in seiner bisherigen Stufe, solange er 
vorläufig des Dienstes enthoben ist. Führt ein Disziplinarverfahren 
nicht zur Entfernung aus dem Dienst oder endet das Dienstverhältnis 
nicht durch Entlassung auf Antrag des Beamten oder infolge strafge-
richtlicher Verurteilung, so regelt sich das Aufsteigen im Zeitraum 
seiner vorläufigen Dienstenthebung nach § 3. 

§ 5
Zuordnung zu den Stufen und 

Überleitungsstufen des Grundgehaltes 
in den Besoldungsgruppen R 1 und R 2 

Empfängerinnen und Empfänger von Dienstbezügen nach der Be-
soldungsgruppe R 1 oder R 2 werden auf der Grundlage des am 
31. Juli 2011 maßgebenden Amtes mit dem Grundgehalt, das ihnen 
gemäß dem Gesetz zur Besoldungs- und Versorgungsanpassung für 
Berlin 2010/2011 am 1. August 2011 zustehen würde, den Stufen 
oder Überleitungsstufen des Grundgehaltes der Anlage 4 des Berli-
ner Besoldungsneuregelungsgesetzes zugeordnet. § 2 Absatz 1 
Satz 2 sowie die Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend.

§ 6
Aufstieg bei Zuordnung zu einer Stufe 

des Grundgehaltes oder zu einer 
Überleitungsstufe des Grundgehaltes  

in den Besoldungsgruppen R 1 und R 2 

(1) Bei der Zuordnung zu einer Stufe des Grundgehaltes der Anla-
ge 4 des Berliner Besoldungsneuregelungsgesetzes auf der Grundla-
ge des Grundgehaltes ab der Lebensaltersstufe 3 der Besoldungs-
gruppen R 1 und R 2, das gemäß dem Gesetz zur Besoldungs- und 
Versorgungsanpassung für Berlin 2010/2011 am 1. August 2011 zu-
stehen würde, wird die nächsthöhere, bei der Zuordnung zu einer 
Überleitungsstufe des Grundgehaltes der Anlage 4 wird die dazuge-
hörige Stufe zu dem Zeitpunkt erreicht, zu dem die nächsthöhere 
Lebensaltersstufe nach § 38 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgeset-
zes in der Überleitungsfassung für Berlin erreicht worden wäre. Mit 
diesem Aufstieg beginnt die maßgebende Erfahrungszeit nach § 38 
Absatz 1 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungs-
fassung für Berlin in der Fassung des Artikels I des Berliner Besol-
dungsneuregelungsgesetzes.

(2) Abweichend von Absatz 1 beginnt die maßgebende Erfah-
rungszeit nach § 38 Absatz 1 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
in der Überleitungsfassung für Berlin in der Fassung des Artikels I 
des Berliner Besoldungsneuregelungsgesetzes bei der Zuordnung 
auf der Grundlage des Grundgehaltes nach den Lebensaltersstufen 1 
und 2 der Besoldungsgruppe R 1, das gemäß dem Gesetz zur Besol-
dungs- und Versorgungsanpassung für Berlin 2010/2011 am 1. Au-
gust 2011 zustehen würde, mit der Zuordnung zur Stufe 1 des 
Grundgehaltes der Anlage 4 des Berliner Besoldungsneuregelungs-
gesetzes.

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 werden bei der Zuord-
nung zur Überleitungsstufe zu Stufe 4 oder bei der Zuordnung zu 
den der Überleitungsstufe zu Stufe 4 folgenden Stufen oder Überlei-
tungsstufen die Erfahrungszeiten ab der Stufe 5 um je ein Jahr ver-
kürzt. 

(4) Abweichend von Absatz 1 wird bei der Zuordnung zur Stufe 1 
der Anlage 4 des Berliner Besoldungsneuregelungsgesetzes in den 
in Absatz 2 geregelten Fällen sowie bei der Zuordnung zur Stufe 2 
der Anlage 4 des Berliner Besoldungsneuregelungsgesetzes auf der 
Grundlage des Grundgehaltes der Lebensaltersstufe 4 der Besol-
dungsgruppe R 1, das gemäß dem Gesetz zur Besoldungs- und Ver-
sorgungsanpassung für Berlin 2010/2011 am 1. August 2011 zuste-
hen würde, die Erfahrungszeit in der Stufe 4 um ein Jahr verlängert.

bezüge; bei ihnen ist für die Zuordnung das Amt mit dem Grundge-
halt zugrunde zu legen, das bei einer Beendigung der Beurlaubung 
am 31. Juli 2011 maßgebend wäre.

(2) Die Zuordnung erfolgt nach Maßgabe des Absatzes 1 zu der 
Stufe oder Überleitungsstufe, die dem auf den vollen Euro-Betrag 
aufgerundeten Grundgehalt entspricht. Ist eine Zuordnung nach 
Satz 1 nicht möglich, so erfolgt die Zuordnung zu der Stufe oder 
Überleitungsstufe des Grundgehaltes der Anlage 3 des Berliner Be-
soldungsneuregelungsgesetzes der entsprechenden Besoldungs-
gruppe mit dem nächsthöheren Betrag.

(3) Bei Teilzeitbeschäftigten ist für die Zuordnung zu den Stufen 
oder Überleitungsstufen des Grundgehaltes der Anlage 3 des Berli-
ner Besoldungsneuregelungsgesetzes das Grundgehalt maßgebend, 
das ihnen bei Vollzeitbeschäftigung zustehen würde.

(4) Stehen nicht für alle Tage oder für keinen Tag im August 2011 
Dienstbezüge zu, so ist bei der Zuordnung zu den Stufen oder Über-
leitungsstufen des Grundgehaltes der Anlage 3 des Berliner Besol-
dungsneuregelungsgesetzes das Grundgehalt maßgebend, das der 
Beamtin oder dem Beamten für den ganzen Monat zustehen würde.

(5) Die Zuordnung zu einer Überleitungsstufe bleibt in den Fällen 
der Verleihung eines Amtes einer anderen Besoldungsgruppe der 
Besoldungsordnungen A während des Zeitraumes der Überleitung 
bestehen. Mit dem Wirksamwerden der Ernennung ist für den Fall, 
dass der Stufe eine Überleitungsstufe zugewiesen wurde, die Über-
leitungsstufe der neuen Besoldungsgruppe zuzuordnen.

§ 3
Aufstieg bei Zuordnung zu einer Stufe 

des Grundgehaltes oder zu einer Überleitungsstufe 
des Grundgehaltes in den Besoldungsgruppen 

der Besoldungsordnungen A

(1) Mit der Zuordnung zu einer Stufe des Grundgehaltes der An-
lage 3 des Berliner Besoldungsneuregelungsgesetzes beginnt die für 
den Aufstieg maßgebende Erfahrungszeit nach § 27 Absatz 3 des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin in 
der am 1. August 2011 geltenden Fassung. Der Aufstieg in die 
nächsthöhere Stufe regelt sich nach § 27 Absatz 3 des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin in der am 
1. August 2011 geltenden Fassung.

(2) Bei der Zuordnung zu einer Überleitungsstufe der Anlage 3 
wird die der Überleitungsstufe zugehörige Stufe des Grundgehaltes 
zu dem Zeitpunkt, zu dem das Grundgehalt nach § 27 Absatz 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin in 
der bis zum 31. Juli 2011 geltenden Fassung gestiegen wäre, spätes-
tens jedoch nach Ablauf von zwei Jahren erreicht. Der weitere Auf-
stieg regelt sich nach Absatz 1. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 werden in den Besol-
dungsgruppen A 15 und A 16 bei der Zuordnung zur Stufe 2 oder zur 
Überleitungsstufe zu Stufe 2 oder bei der Zuordnung zu den der Stu-
fe 2 folgenden Stufen oder Überleitungsstufen die Erfahrungszeiten 
ab der Stufe 3 um je ein Jahr verkürzt. 

(4) Abweichend von Absatz 1 werden in der Besoldungsgruppe 
A 10 bei der Zuordnung zur Stufe 4, in der Besoldungsgruppe A 12 
bei der Zuordnung zur Stufe 2 und in der Besoldungsgruppe A 13 bei 
der Zuordnung zur Stufe 5 die Erfahrungszeiten in diesen Stufen um 
einen Anrechnungszeitraum verkürzt. Der Anrechnungszeitraum 
nach Satz 1 ergibt sich aus der Differenz zwischen zwölf Monaten 
und dem seit dem 1. August 2011 bis zu dem Zeitpunkt, zu dem das 
Grundgehalt nach § 27 Absatz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in 
der Überleitungsfassung für Berlin in der bis zum 31. Juli 2011 gel-
tenden Fassung gestiegen wäre, vergangenen Zeitraum. 

§ 4
Verzögerung des Aufstiegs, Ruhen 

(1) Der Aufstieg nach § 3 verzögert sich um Zeiten ohne Anspruch 
auf Dienstbezüge. Satz 1 gilt nicht für Zeiten nach § 28 Absatz 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin in 
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bei ist das zum Zeitpunkt des Wechsels erreichte Grundgehalt 
zugrunde zu legen. Auf die Zweijahresfrist wird der Zeitraum, in 
dem die Beamtin oder der Beamte Dienstbezüge aus einem Amt 
der Besoldungsordnung W erhalten hat, angerechnet. Absatz 3 
Satz 3, Absatz 4 und Absatz 5 Satz 3 gelten entsprechend.“

3.	 § 14 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 vom Hundert für jedes 
Jahr, um das der Beamte 
1.	 vor Ablauf des Monats, in dem er das 63. Lebensjahr vollen-

det, nach § 39 Absatz 3 Nummer 1 des Landesbeamtengeset-
zes in den Ruhestand versetzt wird,

2.	 vor Ablauf des Monats, in dem er die für ihn geltende ge-
setzliche Altersgrenze erreicht, nach § 39 Absatz 3 Num-
mer 2 oder § 110b des Landesbeamtengesetzes in den Ruhe-
stand versetzt wird,

3.	 vor Ablauf des Monats, in dem er das 63. Lebensjahr vollen-
det, wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstun-
fall beruht, in den Ruhestand versetzt wird;

die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 vom Hundert nicht 
übersteigen.“

4.	 Nach § 107c wird folgender § 108 eingefügt:

„§ 108
Generalverweis

Soweit in Rechtsvorschriften unmittelbar oder mittelbar auf Be-
stimmungen des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. Au-
gust 2006 geltenden Fassung verwiesen wird, gelten diese als Ver-
weis auf die entsprechenden Regelungen nach diesem Gesetz.“

5.	 Nach § 108 wird folgender § 108a eingefügt:

„§108a
Übergangsregelung

§ 14a findet entsprechende Anwendung, wenn die Beamtin 
oder der Beamte mit oder nach Erreichen der Regelaltersgrenze 
nach § 38 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes in den 
Ruhestand tritt und bei Beginn des Ruhestandes die Regelalters-
grenze nach den Vorschriften der §§ 35 ff. oder §§ 235 ff. des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch nicht erreicht hat, sofern die 
Voraussetzungen nach § 14a Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4 erfüllt 
sind.“

Artikel V
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten 
Artikel I § 1 und Artikel II am 1. August 2011 in Kraft; gleichzeitig 
tritt Anlage 15 Nummer 1 und 4 des Gesetzes zur Besoldungs- und 
Versorgungsanpassung für Berlin 2010/2011 vom 8. Juli 2010 
(GVBl. S. 362, 2011 S. 158) außer Kraft.

Berlin, den 29. Juni 2011

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t

§ 7
Verzögerung des Aufstiegs, Ruhen für die 

Besoldungsgruppen R 1 und R 2

(1) Der Aufstieg nach § 6 verzögert sich um Zeiten ohne Anspruch 
auf Dienstbezüge. Satz 1 gilt nicht für Zeiten nach § 38a Absatz 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Ber-
lin, soweit diese nicht bereits nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 und 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 31. Juli 2011 gelten-
den Überleitungsfassung für Berlin oder nach entsprechendem Bun-
des- oder Landesrecht berücksichtigt wurden. Die Zeiten sind auf 
volle Monate abzurunden. 

(2) Der Anspruch auf das Aufsteigen in den Stufen ruht für die 
Dauer einer vorläufigen Dienstenthebung. Führt ein Disziplinarver-
fahren zur Entfernung aus dem Dienst oder endet das Dienstverhält-
nis durch Entlassung auf Antrag des Richters oder des Staatsanwal-
tes oder infolge strafgerichtlicher Verurteilung, so erlischt der 
Anspruch für die Zeit des Ruhens.

Artikel III
Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70), das 
zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. 
S. 266) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In die Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 110a folgende 

Angabe eingefügt:
„§ 110b	 Besondere Altersgrenze für Personalüberhangkräfte“

2.	 Nach § 110a wird folgender § 110b eingefügt:

„§ 110b
Besondere Altersgrenze 

für Personalüberhangkräfte 

Personalüberhangkräfte (§ 1 Absatz 2 des Stellenpoolgeset-
zes) der Berliner Verwaltung (§ 2 des Allgemeinen Zuständig-
keitsgesetzes), die das 60. Lebensjahr vollendet haben und die 
seit mindestens einem Jahr dem Personalüberhang zugeordnet 
sind, können auf Antrag in den Ruhestand versetzt werden, 
wenn es im dienstlichen Interesse liegt. § 38 Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. Bei Personalüberhangkräften nach Satz 1, die 
nicht zum Zentralen Personalüberhangmanagement (Stellen-
pool) versetzt worden sind, bedarf die Versetzung in den Ruhe-
stand der Zustimmung des Zentralen Personalüberhangmanage-
ments (Stellenpool).“

Artikel IV
Änderung des 

Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz vom 21. Juni 2011 (GVBl. 
S. 266) wird wie folgt geändert:
1.	 In die Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 107c fol-

gende Angaben eingefügt:
„§ 108	 Generalverweis
§ 108a 	 Übergangsregelung“

2.	 Dem § 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:
„(6) Verringern sich bei einem Wechsel in ein Amt der Besol-

dungsordnung W die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, berech-
net sich das Ruhegehalt aus den ruhegehaltfähigen Dienstbezü-
gen des früheren Amtes und der gesamten ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit, sofern die Beamtin oder der Beamte die Dienstbezü-
ge des früheren Amtes mindestens zwei Jahre erhalten hat; hier-
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